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Zahlungstermine für Steuern und Sozialversicherung

Fälligkeiten Juni und Juli 2018
fällig am betrifft
10.06.18 Umsatzsteuer

10.06.18 Lohn- und Kirchensteuer 

27.04.18 Sozialversicherungsbeiträge (Fälligkeitstag Beitrag)

10.07.18 Umsatzsteuer

10.07.18 Lohn- und Kirchensteuer 

27.07.18 Sozialversicherungsbeiträge (Fälligkeitstag Beitrag)
Anmerkung: Verschiebt sich der Fälligkeitstag eines Steuertermins durch Samstag, Sonntag oder Feiertag,
so ist dies berücksichtigt.

Reformen

Kabinett stimmt für neuen Rechtsanspruch auf Brückenteilzeit
13.06.2018 | Das Bundeskabinett hat am 13. Juni 2018 dem Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung des 
Teilzeitrechts und zur Einführung einer Brückenteilzeit zugestimmt. Der Entwurf sieht vor, dass das 
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) um einen Rechtsanspruch auf zeitlich begrenzte Teilzeit ergänzt 
wird. Dieser Anspruch führt dazu, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach einer Teilzeitphase 
wieder zu ihrer vorherigen Arbeitszeit zurückkehren können.
Wie das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) mitteilt, entsprechen die 
Anspruchsvoraussetzungen und das Verfahren der Antragstellung weitgehend den Regelungen für den 
Anspruch auf zeitlich nicht begrenzte Teilzeitarbeit.

Voraussetzungen für die neue Brückenteilzeit ist

• Der Arbeitgeber beschäftigt in der Regel mehr als 45 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
• Das Arbeitsverhältnis besteht länger als sechs Monate.
• Die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer stellt beim Arbeitgeber einen Antrag, die vertraglich 

vereinbarte Arbeitszeit (Vollzeit- oder bisherige Teilzeitarbeit) für einen bestimmten Zeitraum, der 
zwischen einem und fünf Jahren liegt, zu verringern.

• Es müssen keine bestimmten Gründe (z.B. Kindererziehung, Pflege) vorliegen.
• Der Antrag wird mindestens drei Monate vor Beginn der gewünschten Verringerung in Textform 

gestellt.
• Es stehen keine betrieblichen Gründe, die die Organisation, den Arbeitsablauf oder die Sicherheit 

im Betrieb wesentlich beeinträchtigen, entgegen.
• Für Arbeitgeber, die zwischen 46 und 200 Arbeitnehmer beschäftigen, gilt eine besondere 

Zumutbarkeitsgrenze: Selbst wenn die übrigen Voraussetzungen vorliegen, müssen diese 
Arbeitgeber nur einem pro angefangenen 15 Arbeitnehmern den Anspruch auf Brückenteilzeit 
gewähren.

Erleichterungen für Teilzeitkräfte, die länger arbeiten wollen

Neben dem neuen Rechtsanspruch sieht der Gesetzentwurf Erleichterungen für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer vor, die bereits in zeitlich nicht begrenzter Teilzeit arbeiten und mehr arbeiten möchten. 
Schon nach bisheriger Rechtslage muss der Arbeitgeber bei der Besetzung freier Stellen Teilzeitkräfte, die 
länger arbeiten wollen, bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigen. Dies gilt allerdings nur, wenn keine
dringenden betrieblichen Gründe oder Arbeitszeitwünsche anderer teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer entgegenstehen. Hierfür trägt der Arbeitgeber gegenwärtig die Darlegungs- und 
Beweislast. Künftig soll der Arbeitgeber auch darlegen und gegebenenfalls beweisen müssen, dass der 
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Arbeitsplatz dem bisherigen Arbeitsplatz des Teilzeitbeschäftigten nicht entspricht oder nicht frei ist oder 
der Teilzeitbeschäftigte nicht mindestens gleich geeignet ist wie ein anderer bevorzugter Bewerber.

Arbeitgeber muss Wunsch nach Änderung erörtern

Weiterhin wird klargestellt, dass der Arbeitgeber den Wunsch nach einer Änderung der Dauer und/oder 
Lage der bestehenden vertraglichen Arbeitszeit erörtern muss. Diese Pflicht gilt unabhängig vom Umfang 
der Arbeitszeit und von der Anzahl der beim Arbeitgeber Beschäftigten. Die Arbeitnehmerin oder der 
Arbeitnehmer kann ein Mitglied der Arbeitnehmervertretung zur Unterstützung oder Vermittlung 
hinzuziehen. Außerdem hat der Arbeitgeber die Arbeitnehmervertretung über angezeigte 
Arbeitszeitwünsche zu informieren.

Änderungen bei der Arbeit auf Abruf

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf Änderungen bei der Arbeit auf Abruf vor. Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer müssen mit ihrer Arbeitszeit und mit ihrem Einkommen planen können. Wer auf Abruf 
arbeiten muss, kann das nur bedingt. Flexibel auf Auftrags- und Personallage reagieren zu können, ist 
gleichwohl für Unternehmen wichtig. Dies soll entsprechend der Vereinbarung im Koalitionsvertrag in 
Ausgleich gebracht werden. Wenn keine bestimmte Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit vereinbart ist, 
gelten künftig 20 – statt bisher 10 – Stunden in der Woche als vereinbart.

Angemessenen Ausgleich zwischen den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen

Zudem werden die von der Rechtsprechung im Jahr 2005 entwickelten Grundsätze für einen 
angemessenen Ausgleich zwischen den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen gesetzlich 
festgeschrieben. Der Anteil der bei Arbeit auf Abruf einseitig vom Arbeitgeber abrufbaren Zusatzarbeit 
wird auf nicht mehr als 25 Prozent der vereinbarten wöchentlichen Mindestarbeitszeit begrenzt. Bei einer 
Vereinbarung über die Verringerung der vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit beträgt das Volumen 20 
Prozent der vereinbarten Höchstarbeitszeit. Als Berechnungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall und die Entgeltzahlung an Feiertagen wird grundsätzlich die Durchschnittsarbeitszeit der 
letzten drei Monate vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit bzw. dem Feiertag festgelegt.

Kabinett

Gesetzliche Krankenversicherung: Gesetzentwurf zur Beitragsentlastung beschlossen
07.06.2018 | Das Bundeskabinett hat am 6. Juni 2018 den Entwurf eines Gesetzes zur Beitragsentlastung 
der Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Versichertenentlastungsgesetz) 
beschlossen.
Im Einzelnen sind in dem Entwurf folgende Regelungen vorgesehen: 

• Paritätische Finanzierung der Krankenversicherungsbeiträge: Ab 1. Januar 2019 soll der von den 
Krankenkassen zu erhebende Zusatzbeitragssatz wieder zu gleichen Teilen von den Arbeitgebern 
bzw. der Rentenversicherung und den Arbeitnehmern gezahlt werden. Der allgemeine Beitragssatz
(14,6 Prozent) bleibt unverändert.

• Halbierung des Mindestbeitrags für Kleinselbstständige: Ab 1. Januar 2019 soll der monatliche 
Mindestbeitrag für Selbstständige auf 171 Euro halbiert werden.

• Abschmelzen der Finanzreserven bei den Krankenkassen: Die Finanzreserven einer Krankenkasse 
dürfen den Umfang einer Monatsausgabe künftig nicht mehr überschreiten. Überschüssige 
Beitragseinnahmen müssen ab dem Jahr 2020 über einen Zeitraum von drei Jahren abgebaut 
werden. Krankenkassen, die über mehr als eine Monatsausgabe an Finanzreserven verfügen, 
dürfen ihren Zusatzbeitrag künftig nicht mehr anheben. Um Wettberbsverzerrungen zu vermeiden,
soll vorab eine Reform des Risikostrukturausgleichs auf den Weg gebracht werden.

• Abbau der Beitragsschulden bei ungeklärten Mitgliedschaften: Eine freiwillige GKV-Mitgliedschaft 
endet bislang nur dann, wenn das Mitglied seinen Austritt erklärt. Wenn ein GKV-Mitglied aber 
unbekannt verzogen ist, keine Beiträge mehr bezahlt und sich nicht abmeldet, wird er 
obligatorisch zum Höchstbeitrag weiterversichert. Dies hat dazu geführt, dass die Krankenkassen 
in erheblichem Maß (fiktive) Beitragsschulden angehäuft haben. Deshalb sollen die Krankenkassen
verpflichtet werden, die Versicherungsverhältnisse von solchen "passiven" Mitgliedern zu beenden.
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• Erhöhung des Aktienanteils bei Altersrückstellungen: Der Aktienanteil an Anlagen, mit denen die 

Krankenkassen ihre betriebsinternen Altersrückstellungen absichern, wird von 10 auf 20 Prozent 
erhöht. Das entspriche Regelungen im Versorgungsrücklagegesetz des Bundes und verschaffe den 
Kassen mit Blick auf die anhaltende Niedrigzinsphase Chancen auf höhere Renditen, so das 
Bundesgesundheitsministerium (BMG) in seiner Pressemitteilung hierzu. Zugleich blieben die 
Risiken bezogen auf das Gesamtanlagevolumen begrenzt.

• Besserer Zugang zur gesetzlichen Krankenversicherung für Soldatinnen und Soldaten auf Zeit nach
Ende der Dienstzeit: Ab dem 1. Januar 2019 soll für ehemalige Soldatinnen und Soldaten auf Zeit 
ein einheitlicher Zugang zur gesetzlichen Krankenversicherung ermöglicht werden. Die Betroffenen
erhalten ein Beitrittsrecht zur freiwilligen Versicherung und nach dem Ende ihrer Dienstzeit einen 
Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeiträgen, der anstelle der bisherigen Beihilfe geleistet 
wird.

Das Gesetz soll zum 1. Januar 2019 in Kraft treten und ist im Bundesrat nicht zustimmungspflichtig.

Weitere Informationen unter: www.bundesgesundheitsministerium.de/Versichertenentlastungsgesetz 

Bundesfinanzhof

BFH zweifelt an der Verfassungsmäßigkeit der Nachzahlungszinsen
14.05.2018 | Der Bundesfinanzhof (BFH) zweifelt an der Verfassungsmäßigkeit von Nachzahlungszinsen 
für Verzinsungszeiträume ab dem Jahr 2015. Er hat daher in einem summarischen Verfahren Aussetzung 
der Vollziehung eines Zinsbescheids gewährt.
Nach der Abgabenordnung betragen die Zinsen für jeden Monat einhalb Prozent einer nachzuzahlenden 
oder zu erstattenden Steuer. Allein bei der steuerlichen Betriebsprüfung vereinnahmte der Fiskus im 
Bereich der Zinsen nach § 233a AO in den letzten Jahren mehr als 2 Mrd Euro.

Im Streitfall setzte das Finanzamt die von den Antragstellern für 2009 zu entrichtende Einkommensteuer 
zunächst auf rd. 160.000 Euro fest. Im Anschluss an eine Außenprüfung änderte das Finanzamt die 
Einkommensteuerfestsetzung auf über 2,1 Millionen Euro. Nachzuzahlen war also eine Steuer von fast 2 
Millionen Euro. Das Finanzamt verlangte zudem Nachzahlungszinsen in Höhe von rund 240.000 Euro. Die 
Antragsteller begehren die Aussetzung der Vollziehung des Zinsbescheids, da die Höhe der Zinsen von 
einhalb Prozent für jeden Monat verfassungswidrig sei. Das Finanzamt und das Finanzgericht lehnten dies 
ab.

Realitätsferne Bemessung des Zinssatzes

Demgegenüber hat der BFH dem Antrag stattgegeben und die Vollziehung des Zinsbescheids in vollem 
Umfang ausgesetzt. Nach dem Beschluss vom 25. April 2018 (Az. IX B 21/18) bestehen im Hinblick auf 
die Zinshöhe für Verzinsungszeiträume ab 2015 schwerwiegende Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der 
o.g. Regelungen. Der BFH begründet dies mit der realitätsfernen Bemessung des Zinssatzes, die den 
allgemeinen Gleichheitssatz nach dem Grundgesetz verletze. Der gesetzlich festgelegte Zinssatz 
überschreite den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen Realität erheblich, da sich im Streitzeitraum 
ein niedriges Marktzinsniveaus strukturell und nachhaltig verfestigt habe.

Zinshöhe seit dem Jahr 1961 unverändert

Eine sachliche Rechtfertigung für die gesetzliche Zinshöhe bestehe bei der gebotenen summarischen 
Prüfung nicht. Auf Grund der auf moderner Datenverarbeitungstechnik gestützten Automation in der 
Steuerverwaltung könnten Erwägungen wie Praktikabilität und Verwaltungsvereinfachung einer Anpassung
der seit dem Jahr 1961 unveränderten Zinshöhe an den jeweiligen Marktzinssatz oder an den 
Basiszinssatz i.S. des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht mehr entgegenstehen. Für die Höhe des Zinssatzes 
fehle es an einer Begründung. Der Sinn und Zweck der Verzinsungspflicht bestehe darin, den 
Nutzungsvorteil wenigstens zum Teil abzuschöpfen, den der Steuerpflichtige dadurch erhalte, dass er 
während der Dauer der Nichtentrichtung über eine Geldsumme verfügen könne. Dieses Ziel sei wegen des 
strukturellen Niedrigzinsniveaus im typischen Fall für den Streitzeitraum nicht erreichbar und trage damit 
die realitätsferne Bemessung der Zinshöhe nicht.
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Übermaßverbot

Es bestünden überdies schwerwiegende verfassungsrechtliche Zweifel, ob der Zinssatz dem aus dem 
Rechtsstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 3 GG folgenden Übermaßverbot entspreche. Die realitätsferne 
Bemessung der Zinshöhe wirke in Zeiten eines strukturellen Niedrigzinsniveaus wie ein rechtsgrundloser 
Zuschlag auf die Steuerfestsetzung.

Gesetzgeber muss Zinshöhe prüfen

Der Gesetzgeber sei im Übrigen von Verfassungs wegen gehalten zu überprüfen, ob die Zinshöhe 
herabgesetzt werden müsse. Dies habe er selbst auch erkannt, aber gleichwohl bis heute nichts getan, 
obwohl er vergleichbare Zinsregelungen in der Abgabenordnung und im Handelsgesetzbuch dahin gehend 
geändert habe.

Bundesfinanzministerium

Übersicht über die Zahlen zur Lohnsteuer 2018
02.05.2018 | Das Bundesfinanzministerium hat in einer tabellarischen Übersicht die wichtigsten ab 1. 
Januar 2018 geltenden Zahlen zur Lohnsteuer zusammengestellt.
Auf zwei Seiten hat das Bundesfinanzministerium die aktuellen Pausch- und Freibeträge sowie 
Prozentsätze, die für die Lohnsteuer 2018 relevant sind, zusammengefasst. Bspw. Sonntags-, Feiertags- 
oder Nachtzuschläge, Freigrenzen für Sachbezüge, Heimarbeitszuschläge, die Beträge bis zu denen 
bestimmte Einnahmen steuerfrei sind, Reisekosten bei Auswärtstätigkeiten, die Lohnsteuer-
Pauschalierungssätze für Kundenbindungsprogramme, Betriebsveranstaltungen, Erholungsbeihilfen u.v.m.

Die vollständige Übersicht des Ministeriums finden Sie hier zum Download.

Aktuelles

Aufbewahrung von Organisationsunterlagen zu Kassenprogrammierung
Die ordnungsgemäße Kassenführung steht zur Zeit verstärkt auf der Agenda der Betriebsprüfer, können 
sie soch im Falle einer nicht ordnungsgemäßen Führung Hinzuschätzungen vornehmen, die für den 
Steuerpflichtigen u.U. zu erheblichen Steuernachzahlungen führen.
Nunmehr hat der Bundesfinanzhof (BHF) in seinem Beschluss vom 23.02.2018 ein Urteil des 
Finanzgerichts Münster (FG) aufgehoben, bei dem es um die Anforderungen an die Ordnungsmäßigkeit der
Kassenführung bei einem FC-gestützten Kassensystem geht. Im entschiedenen Fall erfasste ein 
Friseursalon seine Bareinnahmen über eine BC-gestützte Kassensoftware. Aufgrund einer Betriebsprüfung,
in deren Verlauf der Steuerpflichtige keine Programmprotokolle für die Kasse vorgelegt hatte, nahm das 
Finanzamt erhebliche Hinzuschätzungen zu den Umsätzen und Gewinnen des Steuerpflichtigen vor.
Auch das FG nahm eine Schätzungsbefugnis an, weil das Fehlen der Programmierprotokolle elektronischer 
Kassensysteme jedenfalls bei bargeldintensiven Betrieben einen wichtigen formellen Mangel darstellt. Der 
Hinweis, dass die Programmierprotokolle in Dateiformat im System gespeichert sind, was durch die 
Vorlage der Datenbank bewiesen werden kann, reicht nicht. Im Übrigen geht es bei den 
Programmierprotokollen nicht um die Daten selbst, sondern um die Dokumentation der Programmierung.
Nach Auffassung des BFH wurde kein Beweis darüber erhoben, ob die steuerlich erheblichen Daten zur 
Programmdokumentation vom verwendeten Kassensystem gespeichert sind. Eine solche Dokumentation 
kann auch in Dateiformat vorgelegt werden.
____________________________________________________________________________

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung und Gewähr für deren Inhalt kann
jedoch nicht übernommen werden. Aufgrund der teilweise verkürzten Darstellungen und der individuellen
Besonderheiten jedes Einzelfalls können und sollen die Ausführungen zudem keine persönliche Beratung
ersetzen.

Detaillierte Informationen zu den Beiträgen erhalten Sie auf der Seite Aktuelles / Aktuelle Nachrichten unserer Website

Michael Kiener & Rainer Ege GbR - Steuerberater
Heerstraße 44/ 78628 Rottweil
Telefon: 07 41 2801 – 0 / Telefax: 07 41 2801 – 28
E-Mail: info@kiener-ege.de / Internet: www.kiener-ege.de
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